
Was tut sich in der deutschen 
Krankenversicherung?
ZAHNARZT CHRISTIAN IRRGANG 
Nach dem Scheitern der Koaliti-
onsverhandlungen zwischen CDU, 
FDP und den Grünen kommt es 
in Deutschland nun wohl wieder 
zu einer Großen Koalition. Der 
deutschen Presse zufolge hat die 
SPD als Voraussetzung für einen 
Koalitionsvertrag die Schaffung ei-
ner Einheits-Krankenversicherung 
genannt, der sie den besser klin-
genden Namen Bürgerversiche-
rung gegeben hat.  

Die Schaffung dieser Einheits-
versicherung hat sich insbesonde-
re der Gesundheitsökonom Karl 
Lauterbach von der SPD auf die 
Fahne geschrieben.  

Hiermit soll eine angeblich be-
stehende Zwei-Klassen-Medizin 
beseitigt werden. Hierzu gibt es üb-
rigens ein interessante Untersu-
chung der gesetzlichen Kranken-
kassen: Kassenpatienten warten in 
Deutschland  im Schnitt kürzer auf 
einen Arzttermin als Privatversi-
cherte und bekommen eher einen 
Termin ohne Terminvereinbarung 
(Quelle Focus online).  

Interessant ist vielleicht auch, dass 
Zahnärzte in Deutschland inzwi-
schen mehr von den gesetzlichen 
Krankenkassen für viele zahnme-
dizinische Leistungen bekommen 
als nach der privaten Gebühren-
ordnung. Die Preise dieser Gebüh-
renordnung (GOZ) sind seit 1988, 
also 30 Jahre, nicht angehoben und 
die Leistungen nur wenig verän-
dert worden.  

Das aktuelle deutsche Gesund-
heitssystem kennt folgende Versi-
chertengruppen:  

Die gesetzlich Versicherten (‘Kas-
senversicherten’), die Privatversi-
cherten, die Beihilfeberechtigten 
(Beihilfe ist eine teilweise Erstat-
tung für Beamte, die der Staat ge-
währleistet, ohne dass die Patien-
ten Beiträge zahlen müssen, wird 
oft kombiniert mit beitragspflich-
tigen Zusatzversicherungen) und 
die Selbstzahler, die keine Versiche-
rung haben.  

Für die Ausgestaltung einer Bür-
gerversicherung gibt es viele Mo-

delle. Eines sieht die Einbeziehung 
aller Versicherten, also auch der Be-
amten und Angestellten im öffent-
lichen Dienst und der Selbststän-
digen vor. Alle müssten dann ein-
kommensabhängige Beiträge zah-
len, eventuell so wie heute mit ei-
ner staatlich festgelegten Obergren-
ze, alle Privatversicherten müssten 
in die Einheitsversicherung wech-
seln.  

Ein große Frage hierbei ist, was 
mit den von Privatversicherten in 
den letzten Jahrzehnten individu-
ell eingezahlten Altersrückstellun-
gen passiert, immerhin ca.10 Mil-
larden Euro. Privatversicherungen 
könnten dann nur noch Zusatzver-
sicherungen anbieten.  

Einige interessante Fakten üb-
rigens zum Thema aus den Nie-
derlanden. Hier gibt es zwar auch 
einheitliche Versicherungstarife, 
aber diese dürfen sowohl von der 
staatlichen als auch von privaten 
Versicherungen angeboten werden.  

Ein zweites Modell sieht eine Aus-
dehnung der gesetzlichen Versiche-
rung auf alle vor, die jetzigen Pri-
vatversicherten bleiben privat ver-
sichert, aber es dürfen keine neu-
en private Krankenversicherte mehr 
aufgenommen werden. Das führt 
dann zum langsamen Sterben der 
privaten Krankenversicherungen. 
Die Tarife der verbliebenen Privat-
versicherten würden immens stei-
gen, da im Alter die Ausgaben zu-
nehmen.  

Eine weitere Variante der Bür-
gerversicherung wird etwas pole-
misch Kopfpauschale genannt. Bei 
dieser Art der Einheitsversicherung 
zahlen alle Mitglieder auch einen 
einheitlichen Versicherungsbeitrag, 
der dann einkommensunabhängig 
ist. Ein solches Modell hat beispiels-
weise die Schweiz. Die Kranken-
versicherung wird hierbei von der 
Arbeit abgekoppelt. Es gibt dann 
aber auch keine Familienversicher-
ten mehr, so wie das ja auch heu-
te in der privaten Krankenversiche-
rung geregelt ist.  

Die Bürgerversicherung soll auch 
zur Kostensenkung bei den staat-
lichen Ausgaben im Gesundheits-
wesen führen. Hierzu zwei Zahlen: 
Der Anteil der Verwaltungskosten 
in der gesetzlichen Versicherung 
liegen etwa bei 10-12%, bei den pri-
vaten Versicherungen etwa bei 3%, 
es steht also anteilig mehr Geld für 
die medizinische Versorgung zur 
Verfügung.  

In Spanien gibt es ja bekanntlich 
für alle Versicherten, also auch die 
Selbstständigen, eine Versicherungs-
pflicht in der staatlichen ‘Seguri-
dad Social’. Viele schließen zusätz-
lich eine private Versicherung ab, 
die aber anderen Regeln als in 
Deutschland folgt, es gibt beispiels-
weise keine komplett freie Arztwahl.  

Die kommenden Monate wer-
den zeigen, ob die Einführung ei-
ner Bürgerversicherung wirklich  

auf der Agenda bleibt. Wenn sie 
dann tatsächlich realisiert wird, ist 
fraglich, in welchem Zeitrahmen 
das geschieht. Dann bleibt auch ab-
zuwarten, wie genau sie ausgestal-
tet wird. Es gibt dann sicherlich 
auch noch viele rechtliche Fragen 
zu klären.  

2018 wird jedenfalls auf dem Ge-
biet der deutschen Gesundheits-
politik wieder ein spannendes Jahr...
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